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UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und

por

KVF-NR Kommission fur Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates

AB-BA Aufsichtsbehorde Uber die Bundesanwaltschaft

GPK Die Geschaftsprafungskommissionen

KVF-SR Kommission fur Verkehr und Fernmeldewesen des Stdnderates

BAG Bundesamt fur Gesundheit

GPK-NR Geschaftspriufungskommission des Nationalrates

GPK-SR Geschaftspriufungskommission des Standerates

SEM Staatssekretariat fur Migration

BAKOM Bundesamt fir Kommunikation

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

GPDel Geschaftsprifungsdelegation

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

SBB Schweizerische Bundesbahnen

RTVG Bundesgesetz Uber Radio und Fernsehen

SRF Schweizer Radio und Fernsehen

EDA Eidgendssisches Departement fir auswartige Angelegenheiten

PVK Parlamentarische Verwaltungskontrolle

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
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CTT-CN Commission des transports et des télécommunications du Conseil
national

AS-MPC Autorité de surveillance du Ministere public de la Confédération

CdG Les Commissions de gestion

CTT-CE Etortnmission des transports et des télécommunications du Conseil des

ats

OFSP Office fédéral de la santé publique

CDG-CN Commission de gestion du Conseil national

CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats

SEM Secrétariat d'Etat aux migrations

OFCOM Office fédéral de la communication

DFI Département fédéral de l'intérieur

DéICDG Délégation des Commissions de gestion

SSR Société suisse de radiodiffusion

CFF Chemins de fer fédéraux suisses

LRTV Loi fédérale sur la radio et la télévision

RTS Radio Télévision Suisse

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

CPA Controle parlementaire de I'administration
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BERICHT
DATUM: 29.01.2021
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik

Die Geschéftsprifungskommissionen beider Rate (GPK-NR und GPK-SR) Uben die
parlamentarische Oberaufsicht Uber den Bundesrat, die Bundesverwaltung und die
Bundesgerichte aus. Uber die Aktivititen (Inspektionen, Evaluationen, Priifung von
Geschaftsberichten, Behandeln von Aufsichtseingaben) des ablaufenden Jahres
berichteten die GPK sowie die GPDel im Jahresbericht 2020. Seit 2017 verfolgen die
GPK die Massnahmen im Rahmen der Hochseeschifffahrts-Blirgschaften, die dem Bund
hohe Verluste beschert hatte. Auch das elektronische Patientendossier bzw. die
Verzbégerungen bei dessen Einfihrung stand im Fokus der Aufsichtsbehérden. Nicht nur
aufgrund der Covid-19-Krise beschéaftigten sich die GPK mit dem Problem des
Impfstoffmangels. Insbesondere bei Sauglingsimpfstoffen bestehe die Gefahr von
problematischen Lieferengpassen. Der Frage nach der Transparenz von
Gesetzesrevisionen gingen die Kommissionen am Beispiel der
Transplantationsverordnung nach. Geschlossen wurde hingegen das Dossier zur
Vergabepraxis im BAG, die aufgrund eines Auftrags an die «Schweizerische
Koordinations- und Fachstelle Sucht» in die Kritik geraten war. Keine Massnahmen
ergriff die GPK nach ihrer Anhérung des Swiss Investment Fund for Emerging Marklets
(SIFEM) im Juni, eine sich im Besitz des Bundes befindende Aktiengesellschaft, die die
Entwicklungsfinanzierung des Bundes regelt. Auch der Dienststellenbesuch beim
Institut fur geistiges Eigentum verlief zur Zufriedenheit der Aufsichtskommissionen. Die
2018 aufgedeckten Schwéachen der Strategie des Integrated Border Managements (IBM),
mit dem die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen gegen
grenzuberschreitende Kriminalitat koordiniert werden soll, seien laut Bericht mit der
neu entwickelten Strategie behoben worden und auch das Thema «Internationale
Rechtshilfe» konnte vorlaufig abgeschlossen werden - hier waren 2017 knappe
Ressourcen im Direktionsbereich als Problem ausgemacht worden. Die Massnahmen
des SEM gegen Gewalt gegen Frauen in Bundesasylzentren wurden von den GPK als
genligend eingestuft. Man werde deren Umsetzung zu gegebener Zeit Uberprifen. Auch
die 2019 von der GPK geforderten Massnahmen, welche die BK gegen «Fehler in
Abstimmungsbuchlein» unternommen hatten, wurden im Bericht begrusst.

2020 nahmen sich die GPK zudem dem Problem von Sponsoringaktivitaten durch die
offentliche Verwaltung an. Insbesondere im VBS sollen Leitlinien fur aktives Sponsoring
(Verwaltungseinheiten als Sponsor) wie flr passives Sponsoring (Verwaltungseinheit ist
Sponsoringnehmer) erarbeitet werden. Im Bericht Erwédhnung fanden auch die internen
Probleme am Bundesstrafgericht bzw. der Bericht der bundesgerichtlichen
Aufsichtskommission Uber diese Probleme. Die GPK will die Vorkommnisse
weiterverfolgen. Damit einher geht auch die nach wie vor sehr schleppenden Planung
und der Aufbau einer Berufungskammer am Gericht in Bellinzona und die Frage, wie der
weiterhin bestehende Handlungsbedarf nach dem Scheitern der
Bundesgerichtsgesetzesrevision rasch befriedigt werden kénnte. Im Fokus standen
auch 2020 weiterhin die Cybersicherheit bzw. die Organisation des nationalen
Zentrums fir Cybersicherheit (NCSC) sowie die Gefahreneinschatzung belasteter
Standorte (Mitholz). Drei Arbeitsbereiche der GPK betrafen Verkehr und Infrastruktur:
Abgeschlossen wurde das Dossier zur Frage der Zustelltarife fur abonnierte Zeitungen
und Zeitschriften, Uber die sich die Post und mehrere Verlegerverbande streiten und
fur die das BAKOM eine Losung finden sollte. Eine Begleitung durch die GPK bendtigt
hingegen weiterhin das nach wie vor nicht geléste Problem der Doppelstockzige der
SBB von Bombardier sowie die Stérungen im Swisscom-Netz. Nach wie vor auf dem
Radar der GPK bleiben auch die «Postauto-Affare» und das Aufsichtsverhaltnis
zwischen der AB-BA und der Bundesanwaltschaft.

Ein eigenes Berichtskapitel war der «Inspektion Covid-19-Pandemie» gewidmet. Die
GPK hatten im Mai 2020 beschlossen, die Massnahmen des Bundesrats zur Bewaltigung
der Pandemie zu untersuchen. Im Fokus standen die Organisation des EDI und des BAG
bei der Krisenbewaltigung; konkret die Zusammenarbeit mit den Kantonen, die
internationale Zusammenarbeit, die wissenschaftlichen Informationsgrundlagen des
BAG, das Management des medizinischen Materials, die Angemessenheit des
Epidemiengesetzes und die Massnahmen im Bereich der Sozialversicherungen. Aber
auch die Covid-19-bedingten Massnahmen im oOffentlichen Verkehr und den
bundesnahen Unternehmen und deren Auswirkungen auf das Bundespersonal und auf
den Grenzverkehr wurden genauer untersucht. Auch fur die Organisation der Covid-19-
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Kredite und der Kurzarbeitsentschadigung, flur die Zweckmaéssigkeit der
wirtschaftlichen Landesversorgung oder flr die Informationsbeschaffung durch das
EDA-Aussennetz wurden Untersuchungen eingeleitet. Die Mobilmachung der Armee, die
Rolle der Armeeapotheke, die Grenzschliessungen und die Rechtmassigkeit der
Anwendung von Notrecht wurden von der GPK ebenso als untersuchungswurdig
erachtet wie das Krisenmanagement des Bundesrats. Die Covid-Krise durfte also durch
die GPK in ziemlich umfassender Weise aufgearbeitet werden. Erste Berichte seien fur
2021 zu erwarten.

Im Bericht wurden auch die Tatigkeiten der GPDel aufgefihrt, welche die Oberaufsicht
der Bundesaktivitdten im Bereich «Nachrichtendienst» inne hat. Im Fokus standen hier
insbesondere die Crypto-AG, aber auch verschiedene Steuerungsinstrumente. Im
Berichtsanhang wurden zudem die Aktivitdten der PVK, dem «Evaluationsdienst der
Bundesversammlung» aufgefiihrt. 2020 wurden Evaluationen zum Expertenbeizug in
der Bundesverwaltung (Kurzevaluation mit der Nachkontrolle einer 2007
veroéffentlichten Evaluation) sowie zur Geschéaftsverteilung bei den eidgendssischen
Gerichten verfasst, die nun bei den GPK diskutiert werden. Noch laufend waren
Evaluationen zum Controlling von Offset-Geschaften (Kompensationsgeschéfte bei
Rustungsgltern; z.B. beim Kauf neuer Kampfflugzeuge), zum Grundwasserschutz in der
Schweiz und zur Mitwirkung des Parlaments im Bereich von Soft-Law. '

Ohne weitere Diskussion nahm der Nationalrat in der Frihjahrssession Kenntnis vom
Jahresbericht 2020 der GPK und GPDel. Die drei Sprecher und die Sprecherin flr die
Kommission fassten kurz die wichtigsten Punkte des Berichts zusammen. Erich von
Siebenthal (svp, BE) berichtete zudem, dass die GPK, die GPDel und die verschiedenen
Subkommissionen 2020 insgesamt 116 Sitzungen durchgefiihrt hatten. Yvonne Feri (sp.
AG) bedankte sich bei den anwesenden Nationalrdtinnen und Nationalrdten dafur,
«dass Sie bereits da sind, obwohl der GPK-Jahresbericht traktandiert ist. Das
interessiert ja leider nicht so viele»; dies sei schade, weil der Bericht viele interessante
Punkte beinhalte. Wie seine Vorrednerin und sein Vorredner bedankte sich auch
Thomas de Courten (svp, BL) fur die Arbeit der Sekretariate. Alfred Heer (svp, ZH)
schliesslich, der als Prasident der GPDel das Wort ergriff, lobte die Zusammenarbeit mit
allen Mitgliedern beider GPK. Es handle sich um ein «sehr gutes Team aus Nationalrat
und Sténderat».

Die Sprechenden ebendieser standeratlichen Kommissionen informierten ein paar Tage
spater die kleine Kammer Uber die wichtigsten Punkte des Jahresberichts. Maya Graf
(gp. BL) erinnerte an die Bedeutung der Oberaufsicht - «gerade in der aktuellen Covid-
19-Krise». Daniel Féassler (mitte, Al) hob hervor, dass die GPK beider Kammern auf
ebendiese Covid-19-Krise bzw. deren Bewaltigung in Zukunft ein besonderes
Augenmerk legen wirden. Auch Marco Chiesa (svp, TI) und Philippe Bauer (fdp, NE)
beantragten Kenntnisnahme des Berichts, nachdem sie auch die zentralen Punkte aus
ihren Subkommissionen wiederholt hatten. Ohne Diskussion folgte auch die kleine
Kammer einstimmig diesem Antrag. 2

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Medien

Jahresriickblick 2019: Medien

Medienfragen wurden 2019 verglichen mit den Jahren zuvor sowohl medial als auch im
Parlament eher selten diskutiert. Nach dem Peak im Jahr 2018 mit der No-Billag-
Initiative standen 2019 vor allem der Umzug des SRG-Radiostudios von Bern nach
Zurich und eines Grossteils des Fernsehens von Genf nach Lausanne sowie das neue
Gesetz Uber elektronische Medien im Mittelpunkt des Interesses.

Nachdem sich der SRG-Verwaltungsrat im September 2019 fir den Umzug eines Teils
des SRG-Radiostudios und seiner Mitarbeitenden von Bern nach Ziirich entschieden
und die SRG Uberdies angekiindigt hatte, dass Ahnliches womdglich auch der
Fernsehproduktion in Genf drohe, hatten vier Parteiprasidenten sowie ein
Vizeprasident (Pfister, cvp, ZG; Rytz, gp, BE; Landolt, bdp, GL; Résti, svp, BE; Jans, sp,
BS) im Nationalrat und ein in dieser Frage sehr engagierter Beat Vonlanthen (cvp, FR) im
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Standerat gleichlautende parlamentarische Initiativen eingereicht, mit denen der SRG
ihre Produktionsstandorte ausdrtcklich vorgeschrieben werden sollten. Nach den
ablehnenden Entscheiden der beiden Kommissionen zeigte sich bei der Behandlung
der entsprechende Initiative von Beat Vonlanthen im Stédnderat schnell, dass sie auch
dort chancenlos sein wurde. Um eine Niederlage zu verhindern, zog der Initiant seine
Initiative vor der Abstimmung zurtick. Ganz anders sah die Situation eine Woche spater
im Nationalrat aus: Mit 120 zu 54 Stimmen (bei 10 Enthaltungen) gab der Nationalrat den
flnf nationalratlichen Vorstéssen Folge. Im Anschluss daran gab der SRG-
Verwaltungsrat bekannt, das Zlgelprojekt durch eine gesamthafte Audiostrategie zu
ersetzen. Ein Teil des Umzugs wirde dadurch verhindert, rund 80 Arbeitsplatze wirden
aber dennoch nach Zirich verlegt. Medien und Politik zeigten sich unschllssig dartber,
ob diese Nachricht als grosses Entgegenkommen der SRG oder als «halbherziges, dem
politischen Druck geschuldetes Bekenntnis», wie es Martin Landolt ausdrickte,
verstanden werden soll. Dennoch verzichtete der Standerat im September
stillschweigend darauf, den Initiativen sowie einer Standesinitiative des Kantons Genf
(Kt.lv. 19.306) mit einem &hnlichen Anliegen Folge zu geben.

Neben der Umzugsfrage drohte der SRG 2019 weiteres Ungemach aus dem Parlament:
So standen einige Vorlagen im Raum, die die RTVG-Abgabe fiir Unternehmen und damit
einen Teil der Einnahmen der SRG streichen wollten. Im Mittelpunkt stand die
parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH; Pa.lv. 18.405), welcher der Nationalrat im
September Folge gab. Da Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Unternehmen bereits
privat die Empfangsgeblhr zu entrichten hatten, stelle die Unternehmensabgabe eine
Doppelbelastung dar, hatte zuvor die KVF-NR in ihrer Empfehlung fur Folge geben
erklart. In der Wintersession stimmte der Standerat jedoch auf Antrag seiner KVF-SR
dem Folgegeben des Nationalrats nicht zu. Die von den Stimmburgern 2015 bestatigte
Regelung sei erst Anfang 2019 in Kraft getreten und solle nun zuerst einmal beurteilt
werden. Zudem wdirden die SRG und die privaten Radio- und Fernsehstationen bei
Umsetzung der Initiative deutlich weniger Geld erhalten als bisher.

Bereits vor der anfénglichen Zustimmung zum Vorschlag von Gregor Rutz im Nationalrat
hatte sich der Stédnderat jedoch einverstanden gezeigt, im Rahmen eines Postulats
Abate (fdp, TI; Po. 19.3235) Alternativen zur Methode der heutigen umsatzabhéngigen
Berechnung der Radio- und Fernsehabgabe fur Unternehmen prifen zu lassen. Zur
Verhinderung von Doppelzadhlungen des Umsatzes von Arbeitsgemeinschaften, Holdings
und dauerhaft miteinander verbundenen Unternehmen bei der Festlegung der Hohe
der Abgabe gaben die beiden Kommissionen zudem einer parlamentarische Initiative
Wicki (fdp, NW; Pa. Iv. 19.413) Folge. Anfang Dezember entschied Uberdies das
Bundesverwaltungsgericht, dass die lediglich sechs Tarifstufen fur die Festlegung der
Unternehmensabgabe verfassungswidrig seien. Aufgrund der Rechtssicherheit sei die
aktuelle Regelung bis zum Erlass einer neuen aber weiterhin anzuwenden.

Die Frage, wer zukinftig von der RTVG-Abgabe profitieren soll, wurde im Rahmen des
neuen Gesetzes liber elektronische Medien diskutiert. Dieses war von Bundesratin
Leuthard im Juni 2019 in die Vernehmlassung gegeben worden, wo es auf breite Kritik
stiess. Simonetta Sommaruga, die 2019 das UVEK und somit auch dieses Dossier von
Doris Leuthard Ubernahm, entschied schliesslich nach langen Diskussionen und
Spekulationen Uber die Zukunft des Gesetzes, dieses nicht weiterzuverfolgen und
stattdessen einzelne Probleme mithilfe eines Massnahmenpakets punktuell anzugehen.
Neu sollen auch Onlineportale mit audio- und audiovisuellen, aber auch mit textlastigen
Beitrédgen einen Teil der Radio- und Fernsehabgabe erhalten, sofern sie kostenpflichtig
sind. Zudem soll die indirekte Presseférderung in Form einer finanziellen Unterstitzung
der Postzustellung auf zusatzliche Titel ausgeweitet und erhéht werden - jedoch nur
auf CHF 50 Mio. statt auf CHF 120 Mio., wie vorgéngig von den Verlagen gefordert
worden war.

Dass diese Aufstockung der indirekten Presseférderung die KVF-NR nicht vollstandig zu
Uberzeugen vermochte, zeigte die Annahme der parlamentarischen Initiative Engler
(cvp, GR; Palv. 18.479) fur eine Unterstitzung der Presse in der digitalen
Transformation, welche ihre Schwesterkommission bereits vor der Anklndigung des
Bundesrates angenommen hatte. Im Unterschied zur KVF-SR lehnte die nationalratliche
Kommission gleichzeitig jedoch eine parlamentarische Initiative Savary (sp, VD; Pa.lv.
18.480) ab, die diese Unterstlitzung nicht wie die Motion Engler aus allgemeinen Mitteln,
sondern durch einen Teil der Abgabe fur Radio und Fernsehen und durch die
Uberschiisse aus den Abgabenanteilen finanzieren wollte. Eher zufrieden mit dem
bundesratlichen Entscheid zum neuen Gesetz Uber elektronische Medien zeigte sich
Michael Toéngi (gp, LU; Pa.lv. 19.417), der seine parlamentarische Initiative flr ein
Fordermodell flur die elektronischen Medien mit der Begriindung zurlickzog, dass das
vom Bundesrat vorgeschlagene Projekt «in die richtige Richtung» gehe.
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Fortschritte gab es in der Frage um die Riickzahlung der zu Unrecht erhobenen
Mehrwertsteuerbetrige. In Reaktion auf einen Bundesgerichtsentscheid vom
November 2018 und eine Uberwiesene Motion Fllckiger-Béni (svp, AG; Mo. 15.3416)
schickte das UVEK im Frihjahr einen Vorentwurf in die Vernehmlassung, der eine
pauschale Rickvergttung an alle Haushalte in der Héhe von CHF 50 vorsah. Aufgrund
der grossmehrheitlich positiven Stellungnahmen prasentierte der Bundesrat im
November seine Botschaft zuhanden des Parlaments. *

Jahresriickblick 2020: Medien

Als das umstrittenste Geschéaft im Bereich der Medienpolitik entpuppte sich im Jahr
2020 das Massnahmenpaket zur Foérderung der Medien, welches nach dem Scheitern
des geplanten Bundesgesetzes Uber elektronische Medien im Spatsommer 2019
angedacht worden war und zu dem sich im Berichtsjahr beide Rate dusserten. Wahrend
die in der bundesratlichen Botschaft vorgesehenen Massnahmen im Bereich der
indirekten Presseférderung und der elektronischen Medien weitgehend auf
Zustimmung stiessen, ging es bei der Frage der erstmaligen Férderung von Online-
Medien um einen Grundsatzentscheid. Wahrend der Stédnderat den Grundsatz der
Forderung noch beflrwortet hatte, konnte das qualifizierte Mehr bei der Abstimmung
um die Ausgabenbremse nicht erreicht werden. Eine ganz andere Ausgangslage
prasentierte sich dem Nationalrat, dessen vorberatende KVF-NR mit knapper Mehrheit
empfahl, die Férderung der Online-Medien auszuklammern, um weitere Abkladrungen zu
treffen.  Der  Nationalrat entschied in der Herbstsession gegen die
Kommissionsmehrheit und wies das Geschaft zur integralen Beratung an die
Kommission zurlick. Im Vorfeld der Beratungen hatte sich auch die Medienbranche
nicht einhellig zu den geplanten Massnahmen flr die Online-Medienférderung gestellt.

Die Dringlichkeit der Medienférderung verstarkte sich 2020 im Hintergrund der
Corona-Pandemie, die den Medien grosse Werbeeinbussen bescherte, was nicht
spurlos an der ohnehin bereits angeschlagenen Branche vorbei ging. Die grossen
Medienhauser fihrten im Frihjahr allesamt Kurzarbeit ein. In seiner ausserordentlichen
Session vom Mai 2020 beschloss das Parlament Soforthilfe fiir die Medien
bereitzustellen (Mo. 20.3146; Mo. 20.3155; Mo. 20.3145; Mo. 20.3154). In zwei
Notverordnungen regelte der Bundesrat in der Folge gegen seinen Willen die befristete
finanzielle Unterstlitzung flr private Radio- und Fernsehveranstalter sowie fur die
Printmedien. Durch letztere Massnahmen konnten auch erstmals auflagenstarke Tages-
und Wochenzeitungen von der indirekten Presseforderung profitieren.

Die Corona-Krise hatte indes nicht nur negative Folgen fur die Medien, so profitierten
sie durch das gestiegene Informationsbedurfnis von zunehmenden Nutzungszahlen -
auch wenn diese die wegbrechenden Werbeeinnahmen nicht kompensieren konnten.
Die Autoren des Jahrbuchs Qualitdt der Medien beurteilten die Berichterstattung
wahrend der Covid-19-Krise als qualitativ relativ gut, identifizierten jedoch auch
deutliche Méngel. Besonders kritisiert wurden die monothematische Berichterstattung,
die Verbreitung nackter Zahlen und Statistiken, die unzureichende Einordnungsleistung
und die unkritische Haltung der Medien in der Phase vor dem Lockdown im Marz
(jedoch nicht danach).

Die Radio- und Fernsehabgabe fiir Unternehmen, die bereits wahrend den Beratungen
zur RTVG-Revision umkéampft gewesen war, beschaftigte die Legislative auch funf Jahre
nach der Volksabstimmung noch immer. Die zusténdigen Kommissionen fur Verkehr
und Fernmeldewesen beider Rate sprachen sich daflir aus, das Massnahmenpaket zur
Foérderung der Medien durch einen Zusatz zu erganzen, der Arbeitsgemeinschaften von
der Pflicht zur Entrichtung der Radio- und Fernsehabgabe fir Unternehmen befreit. Im
Berichtsjahr gab die KVF-NR ferner einer parlamentarischen Initiative Folge, welche die
KMU génzlich von der Abgabenpflicht befreien wollte. Aufgrund eines Urteils des
Bundesverwaltungsgerichts aus dem Vorjahr verfeinerte der Bundesrat im April 2020
seine Tarifstruktur fur Unternehmen, was fir neun von zehn Unternehmen, darunter
namentlich kleinere Unternehmen, eine Entlastung bewirken soll. Auch die
Privathaushalte werden entlastet: Sie bezahlen ab 2021 noch eine jahrliche Gebuhr von
CHF 335 anstelle von CHF 365.

Unter Dach und Fach brachte das Parlament im Jahr 2020 schliesslich die Vorlage Uber
die Ruckerstattung der zu Unrecht erhobenen Mehrwertsteuer auf die Radio- und
Fernsehempfangsgebiihren. Somit erhalt jeder Haushalt auf der néchsten Serafe-
Rechnung eine Gutschrift in der Hohe von CHF 50, um fur die unrechtmassig erhobene
Mehrwertsteuer fir die Jahre 2010 bis 2015 zu entschéadigen.
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Auch im Jahr 2020 wurden einschneidende Sparmassnahmen im Mediensektor
bekannt. Ende August erdffnete die TX-Group (ehemals Tamedia), bei den Printmedien
Einsparungen im Umfang von 15 Prozent vornehmen zu wollen. Ferner plant der Verlag
per April 2021 auch die Zusammenlegung der Redaktionen der Berner Zeitung und von
«Der Bund». Eine «Strategiescharfung» lancierte auch die NZZ und CH Media kiindigte
ein neues Effizienzprogramm an. Einsparungen im Umfang von CHF 50 Mio. und die
Streichung von 250 Stellen gab die SRG im Oktober 2020 bekannt.

2020 brachte dem Mediensektor jedoch auch beachtliche Neuerungen. Mit Blick TV
startete Ringier den ersten digitalen Fernsehkanal der Schweiz. Nicht zuletzt wird mit
der Bekanntgabe der Ubernahme des renommierten Westschweizer Traditionsblattes
«Le Temps» durch Aventinus in der Schweiz erstmals eine Stiftung eine Tageszeitung
Ubernehmen.

Gemessen an der Gesamtanzahl abgelegter Zeitungsberichte zur Schweizer Politik kam
der Medienpolitik im Berichtsjahr im Vergleich zu den Vorjahren eine geringere
Bedeutung zu (siehe Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2020), was sicher auch der
Dominanz der Corona-Pandemie in der Medienberichterstattung geschuldet ist.
Innerhalb der Berichterstattung Uber die Medien busste die SRG im Vergleich zu
friilheren Jahren zugunsten der Presse an Medienprasenz ein. *

Rétrospective annuelle 2021: Médias

Au cours de I'année 2021, les débats autour du train de mesures en faveur des médias
ont continué d'occuper le devant de la scéne du domaine de la politique médiatique.
Pour rappel, I'objet, également appelé paquet d'aide aux médias, avait été présenté par
le Conseil fédéral apres I'abandon du projet de loi sur les médias électroniques. Durant
la session d'automne 2020, le Conseil national avait renvoyé le projet en commission.
La chambre basse s'est ainsi & nouveau emparé de l'objet lors de la session de
printemps 2021. En raison de nombreuses divergences entre les chambres, le projet a
effectué plusieurs navettes. Apres I'institution d'une conférence de conciliation pour
régler une derniere différence, I'Assemblée fédérale a accepté le paquet d'aide durant
la session d'été. Le projet final comportait ainsi des aides plus larges, tant au niveau des
montants que du cercle de bénéficiaires, que prévu initialement. La gauche et le
Centre, généralement partisans du soutien de la Confédération aux médias, ont réussi a
faire passer plusieurs de leurs propositions au cours des débats parlementaires. Ces
évolutions n'ont pas plu a tout le monde: I'UDC, opposé au soutien de I'Etat aux médias
par principe, a pu rallier a sa cause des membres du PLR et du Centre pour lancer un
référendum. Soutenu par les Amis de la Constitution et de nombreuses personnalités
alémaniques de droite, le référendum a abouti et le paquet d'aide sera donc soumis au
vote populaire le 13 février 2022.

Si le paquet d'aide a retenu I'essentiel de la lumiere, d'autres aspects de la politique
médiatique ont nourri les débats parlementaires en 2021. Il a notamment été question
de la redevance radio-TV payée par les entreprises. Durant la session d'hiver 2020, le
Parlement a décidé d'exempter les communautés de travail et autres sociétés simples
du paiement de la redevance. Cette modification faisait partie du paquet d'aide mais a
été séparée de celui-ci et traitée en priorité. Cela a permis au Parlement de classer ou
refuser plusieurs objets dont I'objectif était similaire (Iv.Pa. 19.411; Iv.Pa. 19.412; Iv.Pa.
19.413; Mo. 20.3140). Sur le méme sujet, une initiative parlementaire désirant étendre
|'exemption de payer la redevance aux PME de moins de 250 employé.e.s a divisé la
CTT-CE et sa consceur du National, I'une souhaitant y donner suite et I'autre non. En
outre, une modification du code de procédure civile a fait couler beaucoup d'encre:
en proposant une légere reformulation d'un article relatif aux mesures provisionnelles,
le Conseil des Etats s'est attiré les foudres de la presse, qui craignait une forme de
censure médiatique.

En ce qui concerne la SSR, I'année 2021 n'a pas été de tout repos. L'entreprise de
service public a d0 gérer les affaires de harcélement révélées en fin d'année 2020 au
sein de la RTS. Une enquéte a été menée pour éclaircir la situation, et des mesures ont
été prises afin d'éviter que les actes sexistes apparus au grand jour ne se reproduisent.
Ces mesures comprenaient notamment la rédaction d'une «charte pour l'intégrité et la
lutte contre les discriminations», laquelle intégrait des regles d'utilisation du langage
inclusif. D'autres médias n'étaient pas épargnés par les discussions relatives au
harcélement sur le lieu de travail. Chez Tamedia, des rédactrices ont dénoncé une
culture sexiste au sein du groupe, alors qu'un courrier de lecteur considéré comme
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dégradant pour I'image de la femme a déclenché une vague de protestation de la part
du lectorat de La Liberté.

Dans le cadre de programmes d'économies budgétaires, la SSR a annoncé I'abandon de
plusieurs émissions. Du cété de SRF, ce sont les diffusions culturelles qui ont fait les
frais de ces mesures, alors que la RTS a annoncé la suppression de I'émission «TTC» en
2022 ainsi que la diminution de la retransmission d'autres programmes. La presse
écrite n'a pas été épargnée non plus par les mesures d'économie. Déja annoncée en
2020, la fusion du Bund et de la Berner Zeitung a été confirmée par Tamedia au mois
d'avril 2021.

La situation financiére des médias ne s'est pas améliorée durant la crise, au contraire:
voici le tableau que dresse I'annuaire sur la qualité des médias 2021. Les effets positifs
entrevus au début de la pandémie se sont progressivement estompés, avec en
particulier une diminution dramatique des revenus publicitaires, souligne le rapport.
Celui-ci revient entre autres sur le phénomene de la désinformation, duquel se soucie
la population suisse, sur la qualité de la couverture médiatique durant la pandémie et
sur la représentation des femmes dans les contenus journalistiques.

En conclusion, il s'agit de relever que le domaine des médias n'a pas occupé une part
trés importante de la couverture médiatique cette année. Environ 2 pour cent des
coupures de presse y étaient consacrées, un taux similaire aux autres années, a
|'exception de 2018, qui se distingue par une couverture médiatique élevée, en grande
partie grace a la votation sur l'initiative No-Billag. Le domaine de la politique
meédiatique a recu une attention particuliere de la presse aux mois de mars-avril et
juin-juillet, sans doute en raison du passage du paquet d'aide aux médias devant
I'Assemblée fédérale lors des sessions parlementaires (cf. figure 1 sur I’évolution des
médias 2021 en annexe). °

Medienpolitische Grundfragen

Im Dezember 2015 erschien der allseits erwartete Bericht der Eidgendéssischen
Medienkommission (EMEK) mit Diskussionsbeitrdgen und Gestaltungsvorschlagen zu
den Service-public-Medien. Die EMEK vertrat darin die Ansicht, ohne eigenstandig
publizierte Angebote der SRG wére die "robuste mediale Abbildung der politischen
Willensbildung gefahrdet, eine Gefahr, der sich die Schweiz in den Augen der EMEK
nicht aussetzen sollte." Grosstenteils soll die Rolle der SRG nicht angepasst werden, wie
die Anhoérungsergebnisse ergeben haben. Online-Werbung soll in den néchsten drei bis
funf Jahren geméss Mehrheit der 15-képfigen Kommission verboten bleiben; die
bisherige Erlaubnis zur Verbreitung von Fernsehwerbung soll jedoch nicht zuséatzlich
eingeschrankt werden. Uneinigkeit herrschte in der Kommission unter anderem
daruber, ob Bewegtbild-Werbung im Video-Bereich zulassig sein soll. In verschiedenen
Punkten sah die EMEK ferner fortfihrenden Diskussionsbedarf. So sei etwa die
Diskussion um angebrachte und nicht-angebrachte Programme auszudehnen, wobei
die SRG fur jede Sprachregion Programmziele zu definieren habe und angeben musse,
mit welchen Produkten diese Ziele erreicht werden sollen. Die Erreichung dieser Ziele
soll sowohl intern als auch extern evaluiert werden. Angesichts der aktuellen und
extensiv bewirtschafteten 6ffentlichen Debatte zum Service public erstaunt es, dass
der EMEK-Bericht in der Zeitungsberichterstattung kaum Erwéhnung fand. ¢

1) Jahresbericht 2020 GPK; Jahresbericht 2020 GPK Anhang; Medienmitteilung GPK vom 29.1.2021
2) AB NR, 2021, S. 138 f.; AB SR, 2021, S. 312 ff.

3) APS-Zeitungsanalyse 2019 - Medien

4) APS-Zeitungsanalyse 2020 - Medien

5) Analyse APS des journaux 2021 - Médias

6) Bericht EMEK; NZZ, 12.12.15
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